
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 15. September 2026  

 
 Nr. 2026/1589  

 

Vernehmlassung zu 20.445 n Pa. Iv. Suter. Neuer Straftatbestand Cybermobbing; 
Schreiben an die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates 
  

1. Erwägungen 

Die Staatskanzlei unterbreitet dem Regierungsrat das Schreiben an die Kommission für Rechts-
fragen des Nationalrates betreffend «Vernehmlassung zu 20.445 n Pa. Iv. Suter. Neuer Straftat-
bestand Cybermobbing» zur Beratung und Beschlussfassung. 

2. Beschluss 

Auf Antrag der Staatskanzlei wird das Schreiben an die Kommission für Rechtsfragen des Natio-
nalrates betreffend «Vernehmlassung zu 20.445 n Pa. Iv. Suter. Neuer Straftatbestand Cyber-
mobbing» beschlossen. 

Yves Derendinger 
Staatsschreiber 
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